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Schweiz

Die Mindeststrafen würden 
für alle Raser gelten, sagt das 
oberste Schweizer Gericht.

Christian Brönnimann 
Bern

Mit dem Strassensicherheitspaket Via si-
cura hat das Parlament eine dritte Ka
tegorie von Verkehrsregelverletzungen 
geschaffen. Zu den einfachen Übertre-
tungen und den groben Vergehen kam 
neu die Kategorie der qualifiziert groben 
Verkehrsregelverletzungen hinzu. Diese 
ist im Gesetz umschrieben als «vorsätz-
liche Verletzung elementarer Verkehrs-
regeln» mit «hohem Risiko eines Unfalls 
mit Schwerverletzten oder Todesop-

fern». Dazu gehören krasse Geschwin-
digkeitsübertretungen und waghalsige 
Überholmanöver.

Bei den Geschwindigkeitsübertretun-
gen ist die Schwelle für ein Raserdelikt 
der dritten Kategorie klar definiert. Sie ist 
bei folgenden Übertretungen erreicht:

¬¬ ab 40 km/h, wo das Tempolimit 
höchstens 30 km/h beträgt

¬¬ ab 50 km/h, wo das Tempolimit 
höchstens 50 km/h beträgt

¬¬ ab 60 km/h, wo das Tempolimit 
höchstens 80 km/h beträgt

¬¬ ab 80 km/h, wo das Tempolimit mehr 
als 80 km/h beträgt.

Bei Raserdelikten gelten zwingende 
Minimalsanktionen: ein Jahr Gefängnis 
bedingt und zwei Jahre Ausweisentzug. 
Kürzlich hat das Bundesgericht klarge-

macht, dass es keine Ausnahme von die-
ser Regel duldet. Es hatte einen Fall aus 
dem Kanton Solothurn zu beurteilen 
und korrigierte den Entscheid des dorti-
gen Verwaltungsgerichts. Dieses hatte 
einem ausländischen Lenker den Aus-
weis lediglich für fünf Monate entzogen, 
obwohl er in einer 80er-Zone mit 
144 km/h geblitzt worden war. Die Tem-
poüberschreitung sei auf einem gut aus-
gebauten mehrspurigen Autobahnab-
schnitt erfolgt und habe kein hohes Ri-
siko für einen schweren Unfall geschaf-
fen, so die Begründung des Solothurner 
Gerichts.

Doch das Bundesgericht hielt unmiss-
verständlich fest: «Für eine einzelfall-
weise Risikobeurteilung zugunsten des 
Lenkers ist kein Platz.» Dass durch das 

grobe Schema im Gesetz Geschwindig-
keitsexzesse auf der Autobahn mögli-
cherweise strenger geahndet würden als 
auf Hauptstrassen, sei vom Parlament 
gewollt und deshalb hinzunehmen.

Wie häufig in den letzten zwei Jahren 
Raserdelikte der dritten Kategorie wa-
ren, ist noch nicht bekannt. Das Bundes-
amt für Statistik weist für das Jahr 2013 
erst 48 Verurteilungen wegen qualifi-
zierter grober Verkehrsregelverletzun-
gen aus. Wegen der zeitlichen Verzöge-
rung dürfte dieser Wert für die folgen-
den Jahre noch deutlich steigen. Das 
Bundesamt für Strassen hat noch keine 
Evaluation der Folgen von Via sicura 
durchgeführt. Dafür brauche es einen 
Erfahrungshorizont von drei bis fünf 
Jahren, sagt ein Sprecher.

Bundesgericht lässt keinen Spielraum bei Raserdelikten

Wie harmonisch 
hatte dieser 
Parlaments- 
frühling doch 
begonnen – und 
wie martialisch 
schloss er nun. 
Kaum Streit in der 
ersten Woche der 
Session, dafür 

fanden sich SVP-Mann Adrian Am-
stutz und Umweltschützerin Vera 
Weber zu einem Kompromiss beim 
Bau von Zweitwohnungen zusammen. 
Und jetzt, in der letzten Woche, die 
Debatte über die Weiterentwicklung 
der Armee. Schiesspulverdampf lag in 
der Luft, als der Glarner SVP-Ständerat 
Werner Hösli erläuterte, weshalb  
100 000 Soldaten vielleicht doch zu 
wenig seien: «Krieg ist natürlich  
automatisch mit Verlusten in  
Verbindung zu bringen, und zwar mit 
personellen Verlusten, mit Toten, mit 
Verwundeten.» Da sei man, so Hösli, 
«relativ schnell nicht mehr auf diesen 
100 000 Mann und Frau». Es nütze 
dann nichts, wenn gute Ausrüstung 
vorhanden sei, «aber nicht mehr alle 
Einsatzfähigen». Hösli hat den  
Dienstgrad Soldat, doch der Welt-
kriegs-Generalstabschef Erich von 
Falkenhayn hätte den Slang vor 100 
Jahren wohl nicht besser getroffen.

*
Apropos Hösli: Beobachtern im Saal 
entging nicht, dass Ständeratspräsident 
Claude Hêche kurz auf den Sitzplan 
linsen musste, als er dem noch  
amtsjungen Kollegen aus Glarus das 
Wort erteilte. Spätestens nach diesem 
Votum dürfte er ihn jetzt kennen. 

*
Und dann gab es noch das Nachrichten-
dienstgesetz. Wehrminister Samuel 
Schmid scheiterte vor wenigen Jahren, 
als er seine Agenten mit umfassender 
Lauschbefugnis ausstatten wollte. 
Nachfolger Ueli Maurer hatte diese 
Woche Erfolg – dank seiner Partei, der 
SVP, die vormals Nein und diesmal Ja 
gestimmt hatte. Nach den Gründen für 
den Schwenker fragend, bekam der 
Journalist in der Wandelhalle des 
Bundeshauses von einem Nationalrat 
der SVP zu hören: «Die Umstände 
haben sich geändert, man war zu naiv 
und friedensgläubig. Vor ein paar 
Jahren hätte ich es nicht für möglich 
gehalten, dass Sie einen Sprengstoff-
gürtel um den Bauch tragen. Heute 
schliesse ich es nicht mehr aus.»

*
Harte Zeiten also, doch vielleicht wäre 
nicht jeder Parlamentarier betrübt, 
stünde das Bundeshaus nicht mehr. 
Immerhin ergäbe das die Gelegenheit, 
historische Irrtümer zu korrigieren: 
CVP-Nationalrat und Schreinermeister 
Ruedi Lustenberger empörte sich 
diese Woche erneut über einen bald 
drei Jahre alten Renovationsentscheid 
der Bundesverwaltung. Im Bundeshaus 
Ost liess das zuständige Amt damals  
Fenster aus Tschechien einbauen –  
das konterkariere das «Hohelied auf 
Schweizer Produkte», erklärte  
Lustenberger am letzten Mittwoch, als 
über die wirtschaftlichen Folgen der 
Frankenstärke debattiert wurde. Den 
Schweizer Fensterbauern wünschen 
wir, dass ihr Geschäft so konjunktur
resistent ist wie die Debatte über die 
Bundeshausfenster.

Frappé federal  
Von Fabian Renz

Ein Ende 
mit Geknall

Christian Brönnimann 
Bern

Seit 2013 gilt ein strenges Regime für Ra-
ser auf Schweizer Strassen. Wer die 
Höchstgeschwindigkeit krass über-
schreitet, dem drohen mindestens ein 
Jahr Gefängnis bedingt und zwei Jahre 
Ausweisentzug. Zudem können die Be-
hörden das Auto konfiszieren. Das be-
schloss das Parlament im Rahmen des 
Verkehrssicherheitspakets Via sicura. 
Der Widerstand gegen die Raserbestim-
mungen hielt sich damals in Grenzen. In 
der Bevölkerung schürten mehrere töd-
liche Raserunfälle die Emotionen. Zu-
dem galt es, einer Volksinitiative den 
Wind aus den Segeln zu nehmen, welche 
die Strassenopfer-Stiftung Road Cross 
Schweiz eingereicht hatte.

Der Plan ging auf. Road Cross zog die 
Initiative zurück, weil ihre Anliegen 
praktisch eins zu eins ins verschärfte Ge-
setz übernommen wurden. «Die Initia-
tive wird nach diesem Meilenstein in der 
härteren Bestrafung von Rasern hinfäl-
lig», frohlockte die Stiftung Ende 2012.

Doch nun stellen bürgerliche Politiker 
die Lösung schon wieder infrage. Diese 
Woche hat der Tessiner CVP-Nationalrat 

Fabio Regazzi eine parlamentarische In-
itiative eingereicht, mit der er den Kern 
der Rasergesetzgebung aufheben will: 
Besonders grobe Geschwindigkeitsüber-
tretungen – beispielsweise um 50 km/h 
innerorts oder um 80 km/h auf der Au-
tobahn – sollen nicht mehr zwingend als 
Raserdelikt mit den entsprechenden 
Konsequenzen gelten. Zudem will Re-
gazzi das minimale Strafmass von einem 
Jahr Gefängnis aufheben und die Min-
destdauer des Ausweisentzuges auf ein 
halbes Jahr senken.

«Das Parlament ging zu weit»
Regazzi argumentiert, die jetzige Rege-
lung sei zu starr. Sie führe «zu unverhält-
nismässigen, um nicht zu sagen scho-
ckierenden Ergebnissen», steht in sei-
nem Vorstoss. Für die Öffentlichkeit sei 
es unverständlich, dass Raser zwingend 
so hart bestraft werden müssten, auch 
wenn sie keinen Unfall verursachten 
und keine unbeteiligte Person konkret 
gefährdeten. Eine einmalige Geschwin-
digkeitsübertretung könne wegen des 
zweijährigen Ausweisentzugs beispiels-
weise dazu führen, dass jemand die Ar-
beitsstelle verliere, sagt Regazzi. «Da ist 
das Parlament zu weit gegangen. Also 

müssen wir nun den Mut haben, den 
Fehler wieder zu korrigieren.»

Die Chancen dafür sind intakt. Der 
Vorstoss ist von Mitgliedern aller bürger-
lichen Parteien – SVP, FDP, CVP und BDP 
– unterzeichnet. Neben diesen 37 Rats-
kollegen hätten auch etliche weitere ihre 
Unterstützung zugesichert, sagt Regazzi. 
Jedoch wollten sich viele zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht exponieren. Bloss 
zwei Jahre nach dem Rückzug einer 
Volksinitiative den dazu gefundenen 
Deal schon wieder offen infrage zu stel-
len, erscheint einigen wohl zu heikel.

Die damaligen Initianten von Road 
Cross Schweiz reagieren wenig erfreut 
über die Nachricht aus dem Bundes-
haus. «Das Vorgehen kommt natürlich 

ganz schlecht an», sagt Geschäftsführe-
rin Valesca Zaugg auf Anfrage. Es sei 
schon erstaunlich, dass einige Politiker 
nach so kurzer Zeit bei der Verkehrssi-
cherheit wieder den Rückwärtsgang ein-
legen wollten. Denn das Gesetz habe 
sich bewährt. Es betreffe genau die 
kleine Minderheit, die sich an Geschwin-
digkeitsexzessen beteiligten, sagt Zaugg.

Verständnis für Regazzis Vorstoss 
kommt hingegen von den kantonalen 
Strafverfolgern. Die Rasergesetzgebung 
habe zu einem gewissen «Missverhält-
nis» geführt, sagt Rolf Grädel, Präsident 
der Konferenz der Strafverfolgungsbe-
hörden der Schweiz. Delikte, in welchen 
Personen bloss potenziell gefährdet 
würden, seien unter Umständen deut-
lich strenger zu beurteilen, als Fälle mit 
Verletzungsfolgen. Zudem sei der Er-
messensspielraum der Richter bei den 
Raserdelikten massiv eingeschränkt 
worden. Damit könnten sie den konkre-
ten Umständen im Einzelfall nicht mehr 
gerecht werden, sagt Grädel.

Verkehrssicherheit

Bürgerliche wollen 
Raser‑Gesetz kippen
Zwei Jahre nach dem Rückzug der Raserinitiative ist deren Errungenschaft in Gefahr.

Ein Autowrack am Strassenrand: Vor zehn Jahren machte die Zürcher Polizei mit einer spektakulären Kampagne gegen das Rasen mobil. Foto: Gaëtan Bally (Keystone)
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Strassensicherheit 
Das Paket Via sicura
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Im Wallis kommt es nicht zu einer Ab-
stimmung über das Hooligan-Konkor-
dat. Die Jungsozialisten Oberwallis 
konnten lediglich 1500 statt 3000 Unter-
schriften sammeln, wie der Präsident 
des Referendumskomitees, David 
Gundi, sagte. In Bern, Zürich und Zug, 
wo ebenfalls Referenden lanciert wor-
den waren, hatte das Volk den Beitritt 
zum interkantonalen Konkordat jeweils 
deutlich gutgeheissen. (SDA)

Hooligan-Referendum 
gescheitert


